
Leistung Konto Amt 

114401 07220000 10 Auszahlung

Wey, 542

Gesamtbudget (bisher)

Projektbezeichnung:

Einzahlungen:

neu ab 2017 25.000 €                         

2017

Gesetzliche Zulässigkeit des Projekts (s. auch ADD-Vorgabe)

Im Zuge der möglichen Anmietung des Verwaltungsgebäudes Lambsheimer Straße 16-18 (ehem. KBA) ist eine Anbindung an das 

städtische Netzwerk notwendig. Die Kosten beinhalten eine technische Anbindung über folgende Maßnahme:

Funkverbindung zwischen Neumayerring 72 und Lambsheimer Straße 16-18

1100 neuProjekt-Darstellung:

Realisierungszeitraum / Arbeitsschritte / Bauabschnitte: 

ausführliche Projektbeschreibung mit Begründung des dringenden und unabweisbaren Bedarfs:

neu ab 2017 -  €                               

Anbindung Verwaltungsgebäude KBA 

Lambsheimer Straße 16-18

Issle, 324Ansprechpartner/Telefon: Vertreter / Telefon:

Gesamtbudget (neu)

Gemäß Nr. 4.1.3.1 der VV zu § 103 GemO ist eine Maßnahme nur zulässig, wenn die Kreditaufnahme notwendig ist zur Finanzierung 

eines bereits begonnenen Vorhabens, für das abgeschlossene Bauabschnitte technisch nicht gebildet werden können oder für ein 

Vorhaben, das unabweisbar ist, weil seine Unterlassung zu schweren Schäden oder Gefahren führt.

Nach Nr. 4.1.3.4 der VV zu § 103 GemO ist eine Maßnahme zulässig, wenn die Kreditaufnahme notwendig zur Finanzierung des 

kommunalen Eigenanteils an einer durch Landeszuweisung geförderten Investition ist, die in einem Verständigungsverfahren der 

zuständigen Ministerien nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 Landesfinanzausgleichsgesetz aus dringenden Gründen des Gemeinwohls für 

notwendig erklärt wurde.

Bei diesem Projekt ist die Zulässigkeit gegeben, da [siehe Projektbeschreibung]

Es liegt außerdem eine Wirtschaftlichkeitsberechnung gemäß § 10 Abs. 1 GemHVO vor und die Veranschlagung erfolgt aufgrund der 

Vorgaben des § 10 Abs. 2 GemHVO (siehe Anlage 1 - Erstveranschlagung im Haushaltsplan als Ergebnis der 

Wirtschaftlichkeitsberechnung ).



Anlage zu Projekt-Darstellung Nr.  1100 neu

Anlage 1   -   Erstveranschlagung im Haushaltsplan als Ergebnis der Wirtschaftlichkeitsberechnung

2017
VE 

Gesamt
2018 2019 2020 Folgejahre Gesamtbetrag

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

25.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 25.000,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

25.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 25.000,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

2017 2018 2019 2020 Folgejahre Gesamtbetrag

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 €

25.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 25.000,00 €

2.500,00 € 5.000,00 € 5.000,00 € 5.000,00 € 5.000,00 €

für immaterielle 

Vermögensgegenstände

für Sachanlagen

für Finanzanlagen

 Nettofolgekosten

Folgekosten ./.Erträge

für sonstige Ausleihungen 

und Kreditgewährungen
aus der Veräußerung von 

Vorräten
sonstige 

Investitionseinzahlungen

Summe der Einzahlungen

konsumtive Erträge

Nettoausgaben

konsumtive 

Aufwendungen

Einzahlungen / Erträge

Einzahlungsarten:

aus Investitions-

zuwendungen
aus Beiträgen und 

ähnlichen Entgelten

für Finanzanlagen

für sonstige Ausleihungen 

und Kreditgewährungen
für den Erwerb von 

Vorräten
sonstige 

Investitionsauszahlungen

Summe der Auszahlungen

§10 GemHVO

(1) Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Bedeutung beschlossen und im Finanzhaushalt ausgewiesen werden, soll unter 

mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen Wirtschaftlichkeitsvergleich, mindestens durch einen Vergleich der 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten, die für die Gemeinde wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden. 

(2) Auszahlungen aus Investitionstätigkeit und Verpflichtungsermächtigungen dürfen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, 

Kostenberechnungen, ein Investitionszeitenplan und Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die gesamten 

Investitionskosten sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter Angabe der Kostenbeteiligung Dritter ersichtlich sind. Den 

Unterlagen ist eine Schätzung der nach Durchführung der Investition entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen beizufügen.

Auszahlungen / Aufwendungen 

Auszahlungsarten:

für immaterielle 

Vermögensgegenstände

für Sachanlagen

nicht abschließend 


